
 
- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 9 V 12/04 B 

 

 

 
......................................................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ..............................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Bayerische Landesamt für Versorgung und Familienförderung  
- Landesversorgungsamt -, 
Hegelstraße 2, 95447 Bayreuth, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Oktober 2004 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie den Richter   M a s u c h 

und die Richterin   K n i c k r e h m   beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil  

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 27. November 2003 wird als unzu- 

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergericht- 

lichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beteiligten streiten darüber, ob beim Kläger weitere Schädigungsfolgen nach dem 

Bundesversorgungsgesetz anzuerkennen sind, die festgestellte Minderung der Erwerbs-

fähigkeit (MdE) über 40 vH - auch wegen besonderer beruflicher Betroffenheit - zu erhö-

hen ist und ihm Berufsschadensausgleich zusteht. Das Bayerische Landessozialgericht 

(LSG) hat durch Urteil vom 27. November 2003 dem Begehren insoweit stattgegeben, als 

beim Kläger ab 1. Januar 1990 Anspruch auf Versorgung nach einer MdE um 50 vH be-

steht; die darüber hinaus begehrte Anerkennung weiterer Schädigungsfolgen, Feststel-

lung einer MdE von mindestens 70 vH sowie Gewährung von Berufsschadensausgleich 

hat es abgelehnt. Die Revision hat es nicht zugelassen. Dagegen hat der Kläger beim 

Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er macht Verfahrensfehler geltend.  

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den gesetzlichen Anforde-

rungen. Der Kläger hat entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in der 

Beschwerdebegründung einen Zulassungsgrund iS von § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG nicht 

ordnungsgemäß dargetan (zu 1). In keinem der von ihm aufgeführten Gliederungspunkte 

bezeichnet er formgerecht einen Verfahrensfehler (zu 2). 

 

1. Nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG muss in der Beschwerdebegründung die grundsätzli-

che Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung, von der das Urteil des 

LSG abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. Zulässiger Gegenstand 

der Nichtzulassungsbeschwerde ist hingegen nicht, ob das Berufungsurteil in der Sache 

richtig ist (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Hinsichtlich der hier allein geltend gemach-

ten Verfahrensmängel ist besonders zu beachten, dass ein solcher Fehler gemäß § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines be-

stimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 (freie richterliche Beweiswürdigung) SGG und auf 

eine Verletzung des § 103 (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) SGG nur ge-

stützt werden kann, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hin-

reichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Allgemein muss die Begründung einer Nichtzulassungsbeschwerde eine Sichtung und 

rechtliche Durchdringung des Streitstoffs durch den beim BSG zugelassenen Prozessbe-

vollmächtigten erkennen lassen sowie einen hinreichend geordneten Vortrag enthalten. 

Bereits nach dem allgemeinen Sprachgebrauch verlangt das "Darlegen" und das "Be-

zeichnen" ein Mindestmaß an Klarheit, Verständlichkeit und Übersichtlichkeit der Ausfüh-

rungen. Gerade dies ist einer der Gründe dafür, dass die Nichtzulassungsbeschwerde 

dem Vertretungszwang unterliegt (vgl § 166 SGG). Welche Anforderungen dabei im Ein-

zelnen zu stellen sind, ist nach den jeweiligen Umständen zu beurteilen. Eine umfangrei-

che Beschwerdebegründung entspricht jedenfalls dann nicht den formellen Erfordernis-

sen, wenn die Ausführungen zu den Zulassungsgründen in unübersichtlicher, ungeglie-
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derter, unklarer, kaum auflösbarer Weise mit Einlassungen zu irrevisiblen oder für das 

Beschwerdegericht sonst unerheblichen Fragen vermengt sind. Es ist nicht Aufgabe des 

Beschwerdegerichts, aus einem derartigen Gemenge das herauszusuchen, was mögli-

cherweise - bei wohl wollender Auslegung - zur Begründung der Beschwerde geeignet 

sein könnte. Eine solche Verpflichtung des Beschwerdegerichts lässt sich aus Art 19 

Abs 4 oder Art 103 Grundgesetz (GG) nicht entnehmen (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a 

Nr 26 mwN zur Rspr des Bundesverwaltungsgerichts und des Bundesverfassungsge-

richts). 

 

Der Kläger hat einen siebenundachtzigseitigen Begründungsschriftsatz vorgelegt, dessen 

(rechtlicher) Abschnitt II auf 84 Schreibmaschinenseiten in 28 mit arabischen Ziffern ge-

kennzeichnete Abschnitte gegliedert ist, wobei die Gliederungspunkte 14, 16, 17 und 23 

doppelt vergeben wurden. Inhaltlich erfüllen diese Ausführungen nicht die vorgenannten 

Erfordernisse.  

 

Zunächst wird behauptet (Seite 3 unten der Beschwerdebegründungsschrift), es würden 

Verfahrensmängel gerügt, auf denen die angefochtene Entscheidung beruhen könne. Mit 

der sich anschließenden formalen Gliederung wird erkennbar beansprucht, jeweils diese 

Verfahrensrügen darzulegen. Dass dieses Vorhaben nicht durchgehalten wird, zeigen 

etwa die Punkte 5 (Verletzung von Art 3 GG), 8 (Verletzung von Vorschriften des Bundes-

versorgungsgesetzes) und 10 (Erhebung eines sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs). 

Soweit sich der Kläger erkennbar mit Verfahrensfragen befasst, wie beispielsweise unter 

Gliederungspunkt 11, verliert er sich von Seite 18 bis Seite 33 des Begründungsschrift-

satzes in Einzelheiten des Sachverhalts und der Beweiswürdigung, ohne die sich aus 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG ergebene Unmöglichkeit zu berücksichtigen, die Nicht-

zulassungsbeschwerde auf eine Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG zu stützen. Ent-

sprechendes gilt für den Gliederungspunkt 12, der auf den Seiten 33 bis 44 die Beweis-

würdigung durch die Vorinstanzen, insbesondere hinsichtlich der ausgewerteten Gutach-

ten zum Gegenstand hat. Eine Einordnung des Beschwerdevorbringens unter die in § 160 

Abs 2 SGG genannten rechtlich einschlägigen Gesichtspunkte ist für das Beschwerdege-

richt insgesamt nicht nachvollziehbar. Schon ein Verstehen des Vorbringens setzt voraus, 

dass das Beschwerdegericht die dem Prozessbevollmächtigten obliegende Aufbereitung 

des Prozessstoffs selbst vornimmt.  

 

2. Darüber hinaus hat der Kläger den von ihm allein geltend gemachten Zulassungsgrund 

des Vorliegens eines Verfahrensmangels in keinem der aufgezeigten Punkte ordnungs-

gemäß bezeichnet. 

 

Bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels müssen die den Verfahrensmangel (ver-

meintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 14, 24, 34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - 

 
- 5 - 

die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem 

Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). Werden - wie hier vom Kläger - Verstöße gegen 

die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) gerügt, muss die Beschwerdebe-

gründung hierzu jeweils folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das Revisi-

onsgericht ohne weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) 

Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund deren bestimmte Tatsachen als 

klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem betreffenden 

Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben 

hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisauf-

nahme und (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeb-

lich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt zu einem 

anderen, dem Beschwerdeführer günstigen Ergebnis hätte gelangen können (vgl BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 5, 35 und § 160a Nr 24, 34).  

 

Bereits unschlüssig ist die Behauptung des Klägers, der beklagte Freistaat Bayern sei 

vom LSG - nach Wohnsitzwechsel des Klägers - nicht mehr als Beteiligter behandelt wor-

den (Gliederungspunkt 1). Das angegriffene Berufungsurteil weist den Freistaat Bayern 

als Beklagten aus. Soweit der Kläger (konkludent) die rechtliche Würdigung durch das 

LSG angreift, kann er damit ebenso wenig durchdringen, wie mit der Rüge einer man-

gelnden Aufklärung des Sachverhalts, der er lediglich seine eigene Rechtsansicht zu 

Grunde legt (vgl Gliederungspunkte 3, 4, 5, 8, 9, 10, 21, 23 <S 78 ff der Beschwerdebe-

gründungsschrift>). Die Behauptung einer Verletzung des Grundsatzes der freien Be-

weiswürdigung (§ 128 Abs 1 Satz 1 SGG) kann schon nach dem Gesetzeswortlaut des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG nicht zur Zulassung der Revision führen (vgl die Gliede-

rungspunkte 6, 11, 12, 14 <S 45 aaO>, 16 <S 69>, 18, 19, 20, 22, 23 <S 75>, 24). Weiter 

benennt er (unter Gliederungspunkt 13) nicht die Tatsachen, auf denen der Verfahrens-

mangel ("übergangener Anspruch auf Kann-Versorgung") beruhen soll oder er legt nicht 

dar, dass ein - für das BSG auffindbarer (Angabe fehlt bei Punkt 14 <S 60>) - Beweisan-

trag, den er in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG gestellt oder aufrechterhalten 

hat (Angaben fehlen bei Punkten 12, 13 und 15), vom Berufungsgericht ohne hinreichen-

den Grund übergangen worden sei (vgl Punkte 13, 17 <S 71>).  

 

Wird - wie hier - eine Verletzung des Anspruchs eines Verfahrensbeteiligten auf rechtli-

ches Gehör (Art 103 GG; §§ 62, 128 Abs 2 SGG) gerügt, muss vorgetragen werden, wel-

cher erhebliche Vortrag nicht zur Kenntnis genommen oder welches Vorbringen verhin-

dert worden ist und inwiefern das Urteil darauf beruhen kann (vgl BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 36; BSGE 69, 280, 284 = SozR 3-4100 § 128a Nr 5). Voraussetzung für den Erfolg ei-

ner solchen Rüge ist darüber hinaus, dass der Beschwerdeführer darlegt, seinerseits alles 

getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu verschaffen (vgl BSG vom 5. Oktober 1998 

- B 13 RJ 285/97 B -; Meyer-Ladewig, SGG, Kommentar, 7. Aufl, § 62 RdNr 11c). Diesen 
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Anforderungen genügt die unter Punkt 17 (S 73) erhobene Rüge nicht. Die gerügte Dauer 

des Verwaltungsverfahrens (Punkt 7) betrifft nicht einen Fehler im Verfahren des Beru-

fungsgerichts. 

 

Von einer weiteren Begründung wird gemäß § 160 Abs 4 Satz 3 Halbsatz 2 SGG abgese-

hen. 

 

Die danach nicht formgerecht begründete, mithin unzulässige Beschwerde ist nach 

§ 160a Abs 1 Satz 2 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen 

Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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